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B E G R Ü N D U N G 
 

zum Bebauungsplan Nr. 32 (Nördlich der K 20) 
mit örtlicher Bauvorschrift 

 

 - STEDERDORF -  
 

 
1.0 Notwendigkeit der Planaufstellung 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Peine stellt die Grundzüge der städtebaulichen 
Entwicklung für das Stadtgebiet dar. Der Erläuterungsbericht zeigt einen Bedarf an rd. 
143,4 ha Wohnbauland bis zum Jahr 2015 auf. Ein Schwerpunkt der Siedlungsentwicklung 
ist dem Ortsteil Stederdorf zugewiesen. Dieser liegt nördlich der Kernstadt von Peine und ist 
über die B 444 gut erreichbar sowie an das Netz des ÖPNV angeschlossen. Auf Grundlage 
der Prognose besteht in Stederdorf langfristig noch ein Bedarf an rd. 14,4 ha Wohnbauland. 
 
Die Aufstellung dieses Bebauungsplanes dient zur Deckung des ermittelten Wohnbauflächen-
bedarfs. 
 
 
2.0 Entwicklung des Planes/Rechtslage 
 
Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 32, Stederdorf, bestehen bis-
her keine rechtskräftigen Festsetzungen. Da der Flächennutzungsplan der Stadt Peine für den 
Planbereich Wohnbauflächen sowie eine Mischbaufläche entlang K 20 darstellt und der Be-
bauungsplan die Darstellungen entsprechend festsetzt, ist der vorliegende Bauleitplan aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
 
Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung bildet die Stadt Peine als Mittelzent-
rum einen Schwerpunktraum zur Siedlungsentwicklung. Die vorliegende Planung ist diesem 
Ziel angepasst. 
 
Im Regionalen Raumordnungsprogramm 2008 für den Großraum Braunschweig wird für den 
betroffenen Bereich eine bauleitplanerisch gesicherte Siedlungsfläche dargestellt. Die Darstel-
lungen stehen der Planung somit nicht entgegen. 
 
 
3.0 Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches 
 
Der Ortsteil Stederdorf liegt nördlich der Autobahn A 2 und grenzt somit direkt an die nördliche 
Kernstadt Peine an. Stederdorf ist über die B 444 und die Ost-Umgehung erreichbar. 
 
Das Plangebiet, welches zurzeit größtenteils als Ackerfläche intensiv bewirtschaftet wird, liegt 
am östlichen Ortsrand von Stederdorf, nördlich der K 20. Im südwestlichen Teil des Plangebie-
tes befindet sich eine Scheune für landwirtschaftliches Gerät und Fahrzeuge, ebenso wie eine 
unterirdische Pumpenanlage zur Bewässerung der Ackerflächen. Die Scheune wird für die 
Erschließung als Bauland abgebrochen. Die unterirdische Pumpe bleibt auf einem eigenen ca. 
1000 m² großen Grundstück erhalten.  
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Das Plangebiet erstreckt sich im Osten bis an den Friedhof und dessen Erweiterungsfläche 
und die südlich daran angrenzende landwirtschaftliche Nutzfläche. Im Süden schließt das 
Neubaugebiet über die Straße „Zum Rohkamp“ (K 20) an die zukünftige Bebauung des 4. 
Bauabschnittes des Bebauungsplanes Nr. 28 (Heidacker) - Stederdorf - an. Im Norden und 
Osten grenzen landwirtschaftliche Nutzflächen an, die auch weiterhin intensiv bewirtschaftet 
werden sollen. Östlich, im Anschluss daran, verläuft die Ostumgehung Stederdorfs. 
 
Bei den landwirtschaftlichen Nutzflächen westlich des Plangebietes handelt es sich um hofna-
he Weideflächen für Großvieh. Nördlich und östlich des Plangebietes handelt es sich um in-
tensiv bewirtschaftete Ackerflächen. 
 
Weiterhin durchzieht eine Bewässerungsleitung relativ mittig in Nordwest – Südost – Richtung 
das geplante Baugebiet. Diese ist zur Umsetzung des Planvorhabens an den westlichen Rand 
des Baugebietes zu verlegen und dort dauerhaft zu belassen. Gemäß vertraglicher Reglung 
ist die Leitung bei Verkauf betroffener Grundstücksteile durch Eintragung einer Grunddienst-
barkeit zu sichern. 
 
Die Straße „Zum Rohkamp“ (K 20) wird bis zum Anschluss sowie auf der gesamten Breite des 
südlich angrenzenden Plangebietes (Bebauungsplan Nr. 28) in den Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes aufgenommen. Die vorhandene Baumreihe entlang der Nordseite der Straße 
„Zum Rohkamp“ wurde aufgemessen und auf ihre Verkehrssicherheit hin beurteilt. Bei den 
Bäumen im Plangebiet handelt es sich um 19 Linden mit Stammdurchmessern von 30 –  
60 cm und Kronendurchmessern von 8,00 – 12,00 m. Lediglich ein Baum wurde aus fachlicher 
Sicht als schwachwüchsig eingeordnet, zudem steht er schräg. Dieser Baum ist für die Zuwe-
gung zum Baugebiet ohnehin zu entfernen. 
 
Zur Beurteilung des Baugrundes wurde von der Stadtentwässerung Peine eine Baugrundun-
tersuchung in Auftrag gegeben. Zur Erkundung der Baugrundverhältnisse im Plangebiet wur-
den 12 Kleinbohrungen (BS 36, DIN 4021) bis zu einer Tiefe von rd. 3 m unter Geländekante 
abgeteuft. Zur Ermittlung der Wasserdurchlässigkeit wurden zwei Versickerungsversuche 
durchgeführt. 
 
Nach den Bohrergebnissen im Plangebiet finden sich unterhalb einer ca. 0,30 m – 0,40 m 
starken lockeren Oberbodenschicht bis zu 1,70 m Tiefe lockere bis mitteldichte schluffige 
Sande bis zu 3,00 m steifer Geschiebelehm und darunter mitteldichte Sande. 
 
Die anstehenden Böden weisen nur geringe Tragfähigkeitseigenschaften auf, die sich bei 
Wasserzutritt oder unter dem Einfluss dynamischer Lasten noch weiter verschlechtern kön-
nen. Nach Erfahrung des Gutachters ist zur Tragfähigkeitserhöhung eine Bodenverbesserung 
mit hydraulischen Bindemitteln (z.B. Weißfeinkalk oder Zement) zweckmäßig. Alternativ kann 
eine ausreichende Tragfähigkeit auch durch einen Bodenaustausch erreicht werden. 
 
Die angetroffenen Geschiebelehme sowie schluffige Sande sind als stark wasser- und frost-
empfindlich sowie als empfindlich gegenüber mechanischer Beanspruchung einzustufen. 
Hierauf ist bei der Planung von Erdarbeiten besonders zu achten. 
 
Die Aussagen der Baugrunduntersuchung ersetzen kein Gründungsgutachten nach DIN 1054 
bzw. DIN 4020. Im Einzelfall muss die Tragfähigkeit des Bodens hinsichtlich der entstehenden 
Gebäude überprüft werden. 
 
Hinsichtlich der Versickerungsfähigkeit des Bodens im Plangebiet ist festzustellen, dass die 
oberflächlich anstehenden schluffigen Sande sowie die darunter liegenden Geschiebelehme 
als für eine Versickerung nicht geeignet einzustufen sind. 
 
Eine planmäßige Oberflächenversickerung von Niederschlagswasser ist demzufolge im Plan-
gebiet nicht möglich. 
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4.0 Planinhalt, Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 
 
4.1 Emissionen: Lärm, Staub, Gerüche (K 20 / Gewerbe / Landwirtschaft) 
 
Verkehrslärm (K 20): 
 
Zur Beurteilung der Schallsituation hinsichtlich der K 20 wurde ein Lärmschutzgutachten in 
Auftrag gegeben. 
 
Im Süden des Baugebietes stellt die K 20 die Hauptlärmquellen dar.  
 
Nach DIN 18005, Schallschutz im Städtebau, werden für Allgemeine Wohngebiete (WA) Ori-
entierungswerte von tags 55 dB (A) und nachts 45 dB (A) und für Mischgebiete Werte von 
tags 60 dB (A) und nachts 50 dB (A) empfohlen. 
 
Gemäß Lärmschutzgutachten ist zur Einhaltung dieser Werte für ein WA gemessen nachts  
6 m über Grund eine Entfernung von 45 m zur K 20 notwendig. Für ein MI ist die Einhaltung 
einer Entfernung von rd.13 m erforderlich (s. Anlage 2). An dieser Stelle sei darauf hingewie-
sen, dass zudem vom befestigten Straßenrand der Kreisstraße (K 20) eine 20 m breite Bau-
verbotszone gemäß § 24 Abs. 1 NStrG einzuhalten ist.  
 
Die durch das Gutachten festgestellten Tageswerte werden in deutlich geringeren Entfernun-
gen eingehalten. 
 
Die Baugrenzen des Wohn- und des Mischgebietes sind entsprechend so festgesetzt, dass 
die ermittelten Entfernungen entsprechend der Nachtwerte zur K 20 eingehalten werden. 
 
Lärm, Staub und Gerüche aus Gewerbe und landwirtschaftlichen Betrieben: 
 
Hinsichtlich einer Gewerbeansiedlung nordwestlich des Plangebietes sowie aufgrund zweier 
landwirtschaftlicher Betriebe nord- und südwestlich des Plangebietes wurde ein weiteres Gut-
achten in Auftrag geben. 
 
Im vorgelegten Gutachten wurden hinsichtlich Lärm, Staub und Gerüchen aus landwirtschaftli-
chen und gewerblichen Betrieben keine Konflikte mit der hier geplanten Bebauung ermittelt (s. 
Anlage 3). 
 
 
4.2 Fachliche Untersuchung hinsichtlich des Vorkommens von Feldhamstern 
 
Bei einer Ortsbegehung (2005) zur faunistischen Bestandsaufnahme wurde ein Zugang zu 
einem Hamsterbau dokumentiert. Eine daraufhin durchgeführte fachliche Untersuchung aus 
dem Jahr 2006 konnte das Vorkommen von Feldhamstern nicht bestätigen (s. Anlage 4). Bei 
einer weiteren Begehung im Mai 2008 wurden ebenfalls keine Hamsterbaue gefunden. Auch 
weitere gefährdete Tierarten konnten bei den Begehungen auf dem Gelände nicht aufgefun-
den werden. Somit ist von einem faunistisch artenarmen Lebensraum auf dieser Ackerfläche 
auszugehen. 
 
 
4.3 Baugebiet / bauliche Nutzung 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist es, in einem verträglichen Maß Wohnbauflächen und Mischge-
bietsflächen auszuweisen. Wobei sich Art und Maß der Nutzung an den angrenzenden Gebie-
ten orientieren. Das neue Baugebiet stellt eine Erweiterung des im Süden vorhandenen 
Wohngebietes/Mischgebietes dar. 
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Das allgemeine Wohngebiet für eingeschossige Einfamilienhäuser soll ausgewiesen werden, 
um der Nachfrage nach Baugrundstücken für Eigenheime Rechnung zu tragen. Um innerhalb 
dieses Wohngebiets den Charakter des angestrebten Einfamilienhausgebietes zu wahren, 
wird es für erforderlich gehalten, die Zahl der Wohnungen auf maximal 2 je Wohngebäude zu 
beschränken.  
 
In Anpassung an die vorhandene und südlich geplante Bebauung ist die Festsetzung getroffen 
worden, dass nur Einzel- bzw. Doppelhäuser zulässig sind. Das Maß der baulichen Nutzung 
nimmt mit einer Grundflächen- und Geschossflächenzahl von 0,3 ebenfalls die Struktur und 
Bebauungsdichte des südlich geplanten Wohnbaugebietes auf. 
 
Die Baugrenzen werden großzügig gefasst und Festsetzungen in Bezug auf Stellung der An-
lagen zugunsten gestalterischer Freiheit nicht getroffen. Für das Baugebiet gilt die textliche 
Festsetzung, dass Stellplätze und Garagen sowie Nebenanlagen nur innerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche errichtet werden dürfen. Das Straßenbild wird gerade durch die grü-
nen Vorgärten positiv unterstützt und beeinflusst somit die Wohnqualität. Die Bauflächen sind 
so großzügig zugeschnitten, dass die Einschränkung zumutbar ist. 
 
Weitergehende die Wohnnutzung ergänzende Nutzungen, z. B. Läden, Gastwirtschaften, Ge-
schäfts- und Bürogebäuden, werden, analog zum südlich angrenzenden Planbereich des Be-
bauungsplanes Nr. 28, im verkehrsgünstig gelegenen südlichen Randbereich des Plangebie-
tes entlang der K 20 durch die Festsetzung eines zweigeschossigen Mischgebietes ermög-
licht. Hier wird, wie im südlich gegenüberliegenden Mischgebiet, die Grundflächenzahl 0,4 und 
Geschossflächenzahl 0,8 festgesetzt. 
 
In dieses Konzept des Einfamilienhausgebietes mit ergänzenden Nutzungen in einem Misch-
gebiet fügen sich die gem. BauNVO in Mischgebieten zulässigen sowie ausnahmsweise zu-
lässigen „Vergnügungsstätten“, „Tankstellen“ sowie „Gartenbaubetriebe“ nicht ein und werden 
deshalb ausgeschlossen. 
 
Zulässig sind in diesem Mischgebiet neben Wohngebäuden, Geschäfts- und Bürogebäude, 
Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes. Ebenso werden hier gemäß BauNVO sonstige Gewerbebetriebe und Anlagen für 
Verwaltungen sowie kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke zu-
gelassen. 
 
Zur Reduzierung des Versiegelungsgrades des Baugebietes wird über Textliche Festsetzung 
die Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahlen von 0,3 bzw. 0,4 durch Garagen 
und Stellplätze mit ihren Zufahrten, durch Nebenanlagen und bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberkante auf 25 % eingegrenzt. Diese Maßnahme ist auch im Hinblick auf die Mini-
mierung des Eingriffes in Natur und Landschaft und die Eingriffsausgleichsbilanzierung unver-
zichtbar. 
 
 
4.4 Verkehrsflächen 
 
Das Plangebiet ist über die K 20 zu erreichen. Von der K 20 aus erfolgt in Verlängerung der 
gegenüber mündenden, im Bebauungsplan Nr. 28 festgesetzten, Sammelstraße die Erschlie-
ßung des Plangebiets. Das Prinzip der Sammelstraße und Wohnwege in diesem Baugebiet 
(entsprechend der EAE 85/95 – Empfehlungen für die Anlage von Erschließungsstraßen) wird 
für den Bebauungsplan Nr. 32 übernommen. Die Sammelstraße wird allerdings um einen ge-
sonderter Grünstreifen für die Anpflanzung der Alleebäume (deren Standorte verschoben wer-
den dürfen) ergänzt, welcher der Problematik der Zuwegungen zu den Privatgrundstücken löst 
sowie den Einsatz der Kehrmaschinen ermöglicht. 
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Der Querschnitt der Sammelstraße beträgt insgesamt 13,00 m (1,50 m Gehsteig, 2,50 m 
Grünstreifen, 2,00 m Parkstreifen, 5,50 m Fahrbahn, 1,50 m Gehweg). Die Wohnwege sind als 
5,50 breite Mischverkehrsflächen geplant. 
 
Zur Anbindung des Wohngebietes an den Friedhof im Westen ist ein Geh- und Radweg in 
einer Breite von 3,00 m geplant. Diese Fläche ist auch für Leitungsrechte zum Zwecke der 
Entwässerung bestimmt. 
 
Für die Ausweisung weiterer Bauflächen östlich und nördlich dieses Baugebietes sichern die 
Wohnwege im Osten sowie die Sammelstraße im Norden bereits einen Anschluss an die mög-
lichen Erweiterungen. In der Übergangszeit sind jeweils am Ende der Stichstraßen, soweit sie 
länger als 50 m sind und auch an dem der Sammelstraße, Wendemöglichkeiten vorzusehen. 
 
Den Belangen des ruhenden Verkehrs wird durch die Ausweisung von Parkplätzen im öffentli-
chen Straßenraum der Sammelstraße Rechnung getragen. Außerdem bietet auch der Stra-
ßenquerschnitt der Wohnstraßen von 5,50 m Breite die Möglichkeit, im Straßenraum selbst zu 
parken. Das Abstellen von Fahrzeugen in den Wohnstraßen selbst dient ebenso wie der Stra-
ßenverlauf der Verkehrsberuhigung. 
 
Über die Geschwindigkeitsregelung, die Beschilderung sowie die detaillierte Ausgestaltung 
der Sammelstraßen und Wohnwege ist nicht im Rahmen des Bauleitplanverfahrens, sondern 
zu gegebener Zeit gesondert zu entscheiden. Die Entwurfsprinzipien für Sammelstraßen und 
Wohnwege sind der EAE 85/95 (Empfehlungen für die Anlage von Erschließungsstraßen) 
bzw. der RASt 06 (Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen) entnommen. 
 
Die erforderlichen Einstellplätze sind auf den Privatgrundstücken herzurichten. 
 
 
4.5 Ver- und Entsorgung 
 
Die Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser, Elektrizität und Gas ist durch die entsprechen-
de Erweiterung der Leitungsnetze gesichert. Eine Versorgung mit schnellem DSL ist zz. noch 
nicht gewährleistet. 
 
Die innere Erschließung des Baugebietes wird im Trennentwässerungsverfahren durchgeführt. 
Die Ableitung des Schmutzwassers erfolgt zunächst durch Anschluss an die vorhandene Ka-
nalisation im Weizenkamp und von dort im Freigefälle bis zur Pumpstation im Ammerweg. 
 
Im Südwesten des Baugebiets befindet sich eine unterirdische Pumpstation zur Feldbewässe-
rung. Die Station bleibt an dieser Stelle auf einem ca. 1.000 m² großen gesonderten Grund-
stück erhalten. Dieses Grundstück verbleibt in privatem Eigentum. 
 
Weiterhin zieht sich mittendurch das Plangebiet von Nordwest nach Südost eine Beregnungs-
leitung. Diese Leitung wird, solange dies mit der künftigen Nutzung des Baugebiets vereinbar 
ist, dort belassen. Zur Erschließung des Grundstücks als Bauland ist die Leitung in den westli-
chen Bereich des Plangebiets zu verlegen und dort dauerhaft zu sichern. Gemäß vertraglicher 
Regelung ist die Leitung bei Verkauf betroffener Grundstücksteile durch Eintragung einer 
Grunddienstbarkeit zu sichern. 
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Da eine Versickerung des Regenwassers im gesamten Plangebiet aufgrund des Lehmvor-
kommens nicht möglich ist, wird im Südwesten des Plangebietes, nördlich im Anschluss an 
das Grundstück mit der unterirdischen Pumpstation, eine Regenrückhaltefläche in einer öffent-
lichen Grünanlage festgesetzt. Das Rückhaltebecken erhält eine Ableitung mit einem An-
schluss an die vorhandene Niederschlagswasserkanalisation im Weizenkamp. Die Fläche für 
die Regenrückhaltung wird großzügig bemessen und soll naturnah gestaltet und bepflanzt 
werden. 
 
Hinsichtlich der Müllentsorgung ist darauf hinzuweisen, dass Hinterlieger und Anlieger an 
Stichstraßen, die kürzer als 50 m sind, die Mülltonnen, die Wertstoffsammelsäcke und den 
Sperrmüll am Tag der Abfuhr an der nächsten Erschließungsstraße bzw. an der Sammelstra-
ße bereitstellen müssen. 
 
 
4.6 Grünfestsetzungen 
 
Entlang der 13 m breiten Sammelstraße sind an der Westseite durchgängig Bäume in einem 
Grünsteifen festgesetzt. So wird der Alleecharakter der vom südlich gelegenen Baugebiet wei-
terführenden Sammelstraße aufgegriffen und die Straße räumlich gefasst. 
 
Des Weiteren sind kleinkronige, heimische und standortgerechte Einzelbäume entlang der 
5,50 m breiten Wohnstraßen auf den Privatgrundstücken anzupflanzen, um auch diese Stra-
ßenräume einzufassen. Die Standorte der Bäume sind im Bebauungsplan festgesetzt. Es 
handelt sich dabei um eine ungefähre Standortangabe, die im Einzelfall verschoben werden 
kann. Diese Bäume sind fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen und zu erhalten. Bei einem 
Abgang der Pflanzen sind diese durch Exemplare der gleichen Art zu ersetzen. Diese „Stra-
ßenbegleitbäume“ sind auf das Maß der anzupflanzenden Bäume anzurechnen. 
 
Achtzehn der neunzehn Linden innerhalb des Geltungsbereichs entlang der K 20 sind im Be-
bauungsplan zum Erhalt festgesetzt. Der neunzehnte Baum wurde als schwachwüchsig ein-
geordnet und steht zudem schräg. Dieser Baum ist für die Zuwegung zum Baugebiet zu ent-
fernen. 
 
Für die Regenwasserrückhaltung wird im Südwesten des Plangebietes eine Regenrückhalte-
fläche in einer öffentlichen Grünanlage festgesetzt. Diese Grünanlage soll naturnah bepflanzt 
und gestaltet werden, um hier insgesamt eine deutliche Verbesserung der Bodengüte (um 
eine Wertstufe) zu erreichen. 
 
Die ca. 1.010 m² große Fläche für die unterirdische Pumpanlage im Südwesten des Planbe-
reichs wird als private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „naturnahe Bepflanzung“ festge-
setzt. 
 
Eine ca. 5.820 m² große Fläche wird für die geplante Friedhofserweiterung im Westen des 
Plangebietes direkt im Anschluss an den bestehenden Friedhof festgesetzt. 
 
 
4.7 Örtliche Bauvorschrift 
 
Nach § 1 (5), 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen „die Erhaltung, Erneuerung 
und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile sowie die Gestaltung des Orts- und Landschafts-
bildes“ zu berücksichtigen. 
 
Gemäß § 56 (1) Nrn. 1 und 4 NBauO wird daher im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
das Verlegen oberirdischer Freileitungen für nicht zulässig erklärt. Der visuelle Eindruck einer 
zeitgemäßen, typisch dörflichen Bebauung soll durch optisch störende Freileitungen nicht be-
einträchtigt werden. 
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Aus diesen genannten besonderen städtebaulichen Gründen wird die örtliche Bauvorschrift 
festgesetzt. 
 
Ordnungswidrig gemäß § 91 (3) NBauO handelt, wer dieser örtlichen Bauvorschrift vorsätzlich 
oder fahrlässig zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 
50.000,- € gemäß § 91 (5) NBauO geahndet werden. 
 
 
5.0 Beiträge zum Schutz des Klimas und der natürlichen Lebensgrundlagen 
 
Das Baugebiet ist integriert in eine nachhaltige Siedlungsentwicklungsstrategie, die planungs-
rechtlich ihre Grundlage im FNP von 2004 findet. 
 
In Stederdorf wurde bereits im Jahr 2000 mit dem Bebauungsplan Nr. 28 „Heidacker“ das Ziel 
einer nachhaltigen und ökologisch orientierten Siedlungsentwicklung manifestiert. Entspre-
chende Festsetzungen und Regelungen wurden dort unterstützt durch finanzielle Anreize in 
der Grundstücksvermarktung. 
 
In der Zwischenzeit haben sich die gesetzlichen Standards zum Klimaschutz erheblich weiter-
entwickelt und werden von umfassenden staatlichen Förderprogrammen flankiert. 
 
Die Erschließung des hier beplanten Baugebiets wird erst langfristig erfolgen. Es ist damit zu 
rechnen, dass die Entwicklungen im Bereich der Gesetzgebung und des ökologischen Bauens 
bis dahin dynamisch fortschreiten. Somit könnten heute getroffene Festsetzungen bei der Um-
setzung in z. B. zehn Jahren stark einschränkend und behindernd wirken. 
 
Aus diesem Grund erwartet die Stadt Peine von den zukünftigen Bauherren eigenverantwortli-
che Beiträge zum Schutz des Klimas und der natürlichen Lebensgrundlagen. 
 
Beiträge dieser Art können aus heutiger Sicht sein: 
 

 Nachhaltige Ver- und Entsorgungskonzepte 
 Energie- und ressourcenschonende bauliche Konzepte 
 Nutzung regenerativer Energien und CO²-mindernde oder -neutrale Bauweise 
 Begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen 
 Anpflanzen von einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen 

Verwertung des anfallenden Oberflächenwassers auf den Grundstücken 
etc. 

 
Die hier getroffenen Festsetzungen schränken die Möglichkeiten des ökologischen Bauens 
nicht ein. 
 
 
6.0 Umweltbericht  
 
- s. Anlage 1 – 
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7.0 Planungsstatistik 
 
Größe des Plangebietes       rd. 58.190 m² 
 

Bauflächen          
Allgemeines Wohngebiet      rd. 30.680 m² 
Mischgebiet        rd.   6.635 m² 
 

Erschließungsflächen gesamt      rd. 10.890 m² 
davon: 
Straßenfläche neu (ohne K 20)     rd.   8.020 m² 
davon: 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Parken)  rd.      590 m² 
Straßenbegleitgrün        rd.      750 m² 
 

 

Öffentliche Grünfläche „Regenrückhaltung“     rd.   3.155 m² 
 

Öffentliche Grünfläche „Friedhof“      rd.   5.820 m² 
 

Private Grünfläche „naturnahe Bepflanzung“    rd.   1.010 m² 
 
 
Wohngebiet: 
Geplant sind 43 Einzelhäuser     43 Wohneinheiten 
30 % Einliegerwohnungen      13 Wohneinheiten 
 
Mischgebiet: 
Geplant sind 10 Wohnungen      10 Wohneinheiten 
         =============== 
Summe der Wohneinheiten      66 Wohneinheiten 
 
Unter Zugrundelegung von 1,99 Einwohnern pro Wohneinheit (2008) können 131 Personen im 
Plangebiet wohnen. 
 
 
8.0 Kostenschätzung 
 
Der Stadt Peine entstehen durch die geplante Maßnahme Kosten in Höhe von rd. 3.505.000 €. 
Es werden Beiträge nach Maßgabe des geltenden Ortsrechtes erhoben. 
 
 
9.0 Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 
 
- s. Anlage 6 - 
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10.0 Verfahrensablauf 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Peine hat die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 32 
(Nördlich der K 20) – STEDERDORF – am 14.06.2004 beschlossen. Der Aufstellungsbe-
schluss wurde gemäß Hauptsatzung der Stadt Peine am 14.06.2004 ortsüblich bekannt ge-
macht. 
 
Die Bürger wurden über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung im Rahmen der Früh-
zeitigen Bürgerbeteiligung vom 04.01.2006 bis zum 18.01.2006 informiert. 
 
Die Behörden und sonstigen Träger Öffentlicher Belange wurden mit den Anschreiben vom 
13.12.2005, 11.06.2009 und 01.12.2009 an der Planung beteiligt. 
 
Diese Begründung, einschließlich Umweltbericht, hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 32 (Nördlich der K 20) - STEDERDORF - den örtlichen Bauvorschriften und dem städte-
baulichen Entwurf gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 03.12.2009 bis zum 04.01.2010 öffentlich 
ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbindung mit dem Bebauungsplan und 
den örtlichen Bauvorschriften in seiner Sitzung am 29.04.2010 als Satzung beschlossen. 
 
 
 

Peine, den 27.08.2010 
 
 
 

gez. i.V. Hans-Jürgen Tarrey 
 

Der Bürgermeister 
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Anlage 1 
 
Umweltbericht 
Zum Bebauungsplan Nr. 32 (Nördlich der K 20)“ - STEDERDORF -  
 
Der Umweltbericht legt als gesonderter Teil der Begründung die Belange des Umweltschutzes 
dar. 
 
1. Einleitung 
 
1.1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bebauungsplanes: 
 
Das Plangebiet, welches rd. 58.190 m² umfasst, liegt im Nordosten des Ortsteils  
Stederdorf. Erschlossen wird es über die K 20. Das hier betroffene Gelände wird zz.  
als Acker landwirtschaftlich genutzt. 
 
Ziel ist es, entlang der K 20 einen rd. 50 m tiefen Streifen als Mischgebiet zu entwickeln und 
daran nach Norden anschließend ein der Umgebung angepasstes Wohngebiet mit Einzel- und 
Doppelhäusern sowie entsprechenden Hausgärten anzusiedeln. Für dieses Vorhaben wird 
eine noch vorhandene Feldscheune im Südwesten des Plangebiets abgerissen sowie eine 
Feldbewässerungsleitung an den westlichen Rand des Plangebietes verlegt.  
 
Festgesetzt werden ein Mischgebiet in offener zweigeschossiger Bauweise mit einer Grund-
flächenzahl von 0,4 und ein allgemeines Wohngebiet mit ebenfalls offener eingeschossiger 
Bauweise und einer Grundflächenzahl von 0,3. Die ausgewiesene Wohnbaufläche beträgt 
30.680 m² und die festgesetzte Mischbaufläche 6.635 m². 
 
Die Straßenverkehrsfläche umfasst insgesamt 10.890 m², die Fläche mit privater Pflanzbin-
dung 870 m². 
 
Da eine Versickerung des Regenwassers im gesamten Plangebiet aufgrund des Lehmvor-
kommens nicht möglich ist, ist eine Fläche zur Regenrückhaltung festgesetzt. Diese Fläche 
umfasst 3.155 m². 
 
Zur Erhaltung einer unterirdischen Feldbewässerungspumpe ist eine private Grünfläche für 
eine naturnahe Bepflanzung ausgewiesen. 
 
 
1.2 Ziele des Umweltschutzes aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachplanungen 
 
Die Stadt Peine berücksichtigt bei der Planaufstellung insbesondere folgende, in den ein-
schlägigen Fachgesetzen und Normen festgelegte Ziele des Umweltschutzes: 
 
- Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 
  (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG/Niedersächsisches Naturschutzgesetz – NNatG) 
 
- Schutz des Bodens  
  (Bundes-Bodenschutzgesetz – BBodSchG) 
 
- Schutz und Vermeidung von/vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
  (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BimSchG/ DIN 18005/Geruchsimmissions- 
    Richtlinie - GIRL) 
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Konkrete Ziele und Bewertungsmaßstäbe wurden aus den umweltbezogenen Darstellungen 
und Festlegungen des Flächennutzungsplanes der Stadt Peine, dem Landschaftsrahmenplan 
des Landkreises Peine, dem Landschaftsplan der Stadt Peine sowie der durchgeführten Ein-
griffsregelung zum vorliegenden Bebauungsplan abgeleitet und im Sinne von § 1a BauGB 
i.V.m. § 21 BNatSchG berücksichtigt. 
 
Für das Plangebiet wurden zur Bewertung der Umweltbelange die im vorliegenden Bebau-
ungsplan getroffenen Festsetzungen dem derzeitigen Zustand gegenübergestellt. 
 
Aufgrund der für das Schutzgut Boden zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen wer-
den Kompensationsmaßnahmen erforderlich. Diese erfolgen in Form von Baumpflanzungen 
im Straßenraum sowie auf Privatgrundstücken und in Form von naturnahen Bepflanzungen 
einer öffentlichen Fläche für Regenrückhaltung und einer privaten Grünfläche innerhalb des 
Plangebietes. 
 
 
2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
Zur Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen auf die Schutzgüter werden u. a. der ge-
mäß § 6 NNatG aufgestellte Landschaftsplan der Stadt Peine sowie der gemäß § 5 NNatG 
erstellte Landschaftsrahmenplan des Landkreises Peine herangezogen. 
 
Menschen 
Beschreibung: Die hier betroffene Fläche wird zz. landwirtschaftlich genutzt. 

 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll für den größten Teil des Planbereichs 
eine Misch- und Wohnbebauung ermöglicht werden, welche das Grundstück ökono-
misch sinnvoll in einer der Umgebung angepassten Form nutzt. Dadurch werden Flä-
chen der ackerbaulichen Nutzung entzogen. Für einen kleineren Teilbereich im Wes-
ten wird eine Friedhofserweiterungsfläche vorgesehen. 
 
Da Immissionen in Form von Lärm (Verkehr, Gewerbe, Landwirtschaft), Gerüchen 
(Landwirtschaft) sowie Stäuben (Gewerbe, Landwirtschaft) für das Baugebiet zu erwa-
ten waren, wurden entsprechende Gutachten durch ein Fachbüro aufgestellt, deren 
Ergebnisse in die Planung mit einflossen. 
 

Bewertung: Durch den Bebauungsplan wird die Grundlage zur Schaffung von Wohnraum, Arbeits-
plätzen und einer Friedhofserweiterung geschaffen. Unter Beachtung der Ergebnisse 
des Gutachtens sind durch die Planung keine Beeinträchtigungen für den Menschen 
zu erwarten. 
 
Somit wird das Vorhaben als insgesamt positiv für den Menschen gewertet. 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 3. und 4. (mit Unterpunkten) der Begründung 

 
Tiere 
Beschreibung: Die hier betroffene Fläche wird zz. ackerbaulich genutzt. 

 
Bei einer Ortsbegehung (2005) zur faunistischen Bestandsaufnahme wurde ein Zu-
gang zu einem Hamsterbau dokumentiert. Eine daraufhin durchgeführte fachliche 
Untersuchung aus dem Jahr 2006 konnte das Vorkommen von Feldhamstern nicht 
bestätigen. Bei einer weiteren Begehung im Mai 2008 wurden ebenfalls keine Hams-
terbaue gefunden. Auch weitere gefährdete Tierarten konnten bei den Begehungen auf 
dem Gelände nicht aufgefunden werden. Somit ist von einem faunistisch artenarmen 
Lebensraum auf dieser Ackerfläche auszugehen. 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll für den größten Teil des Planbereichs 
eine Misch- und Wohnbebauung ermöglicht werden, welche das Grundstück ökono-
misch sinnvoll in einer der Umgebung angepassten Form nutzt. Dies bedeutet einen 
Verlust von Lebensraum für die Tierwelt. 
Für einen kleineren Teilbereich im Westen wird eine Friedhofserweiterungsfläche vor-
gesehen. 
 
Schutzgebiete sind nicht betroffen. 
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Bewertung: Die Umsetzung der geplanten Bebauung ist mit Auswirkungen auf die Tierwelt verbun-
den. Da auf Ackerflächen nur wenige, weit verbreitete Tierarten leben und die Flächen 
häufigen Störungen durch landwirtschaftliche Bewirtschaftungsmaßnahmen unterlie-
gen sind die Auswirkungen als nicht gravierend einzustufen. 
Zudem ist davon auszugehen, dass entsprechend der umgebenden Bebauung Haus-
gärten angelegt werden, welche der Tierwelt als Lebensräume weiterhin zur Verfügung 
stehen, ebenso wie die Flächen der Friedhofserweiterung. 
 

Wechselwirkungen: Tiere tragen zur Verbreitung von Pflanzen bei. Die Verdrängung von Tieren kann die 
Ausbreitung einer Pflanzenart behindern. Da keine gravierenden Auswirkungen auf die 
Tierwelt zu erwarten sind, trifft dies auch auf die Wechselwirkungen zwischen Tier und 
Pflanze zu. 

Bezug: Punkt 3. und 4. (mit Unterpunkten) der Begründung 

 
Pflanzen 
Beschreibung: Der hier betroffene Bereich ist als Ackerfläche anzusprechen. Aus diesem Grund ist 

von einem floristisch artenarmen Lebensraum auszugehen. 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll für den größten Teil des Planbe-
reichs, speziell auch im Inneren des Geländes, eine Misch- sowie eine Wohnbebauung 
ermöglicht werden, welche das Grundstück ökonomisch sinnvoll in einer der Umge-
bung angepassten Form nutzt. Durch Bebauung und Versiegelung wird den wenigen 
Pflanzenarten Lebensraum entzogen. 
Für einen kleineren Teilbereich im Westen wird eine Friedhofserweiterungsfläche vor-
gesehen. 
 
Schutzgebiete sind nicht betroffen. 

Bewertung: Im Falle der Umsetzung der Bebauung sind die direkt überbauten Flächen für die 
Pflanzenwelt verloren. Für die restlichen Flächen ist davon auszugehen, dass entspre-
chend der umgebenden Bebauung Gärten angelegt werden, welche der Pflanzenwelt 
als Lebensräume weiterhin zur Verfügung stünden und eine größere Artenvielfalt er-
warten lässt. Auch auf die Friedhofserweiterungsfläche ist weiterhin als Lebensraum 
für Pflanzen anzusprechen.  
 
Insgesamt wird die Aufstellung des Bebauungsplanes zu keinen bedeutenden Beein-
trächtigungen der Pflanzenwelt führen. 
 

Wechselwirkungen: Pflanzen können Nahrungsgrundlage für Tiere sein. Einzelpflanzen und Pflanzenbe-
stände werden von Tieren als Lebensraum genutzt. Da keine gravierenden Auswirkun-
gen auf die Pflanzenwelt zu erwarten sind, trifft dies auch auf die Wechselwirkungen 
zwischen Pflanze und Tier zu. 
 

Bezug: Punkt 3. und 4. (mit Unterpunkten) der Begründung 

 
Boden 
Beschreibung: Der hier betroffene Bereich ist als Ackerfläche anzusprechen. Es handelt sich entspre-

chend um einen durch Bewirtschaftungsmaßnahmen stark überprägten Naturboden. 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll für den größten Teil des Planbe-
reichs, speziell auch im Inneren des Geländes, eine Misch- sowie eine Wohnbebauung 
ermöglicht werden, welche das Grundstück ökonomisch sinnvoll in einer der Umge-
bung angepassten Form nutzt. Durch die Umsetzung dieser Planung kommt es zu 
Versiegelung und Verdichtung des Bodens. 
Für einen kleineren Teilbereich im Westen wird eine Friedhofserweiterungsfläche vor-
gesehen. 
 

Bewertung: Der Boden ist innerhalb des Planbereichs bereits stark durch menschliches Handeln 
überformt (Zerstörung des natürlichen Bodenprofils durch ackerbauliche Maßnahmen). 
 
Spürbare negative Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind für die künftig tatsäch-
lich versiegelten Flächen zu erwarten. Für diesen Eingriff in den Naturhaushalt sind 
Kompensationsmaßnahmen festgesetzt. 
 
Für die restlichen Flächen ist davon auszugehen, dass entsprechend der umgebenden 
Bebauung Gärten angelegt werden, welche zumindest die gleiche Bodenqualität eines 
Ackers aufweisen und sich langfristig sogar steigern lässt. 
 
 
Für die Friedhofserweiterungsfläche ist keine Verschlechterung des Zustandes des 
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bereits stark überformten Bodens zu erwarten. 
 

Wechselwirkungen: Der Boden ist Standort für Pflanzen. Für die künftig direkt von Versiegelung und Bo-
denverdichtung betroffenen Bereiche, ist von einer erheblichen Auswirkung auf den 
Pfad Boden – Pflanze auszugehen. Kompensationsmaßnahmen sind vorgesehen. 
 

Bezug: Punkt 3. und 4. (mit Unterpunkten) der Begründung 

 
Grundwasser 
Beschreibung: Der hier betroffene Bereich ist als Ackerfläche anzusprechen.  

 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts in Bezug auf den Aspekt Grundwasser ist 
gemäß Landschaftsplan bereits eingeschränkt bis stark eingeschränkt. 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll für den größten Teil des Planbereichs 
eine Misch- sowie eine Wohnbebauung ermöglicht werden, welche das Grundstück 
ökonomisch sinnvoll in einer der Umgebung angepassten Form nutzt. Hierdurch wird 
Boden versiegelt und somit die Versickerungsmenge von Regenwasser vermindert. 
Für einen kleineren Teilbereich im Westen wird eine Friedhofserweiterungsfläche vor-
gesehen. 
 

Bewertung: Durch die Bebauung und die damit einhergehende Verminderung der Versickerungs-
menge wird die Grundwassersituation beeinträchtigt. Von einer starken Beeinträchti-
gung der Grundwassersituation ist ab einem Versiegelungsgrad über 50 % auszuge-
hen (s. „Naturschutzfachliche Hinweise zur Anwendung der Eingriffsregelung in der 
Bauleitplanung“, Niedersächsischen Landesamt für Ökologie, 1994). Das Baugebiet 
bleibt unter diesem Wert. Für die Friedhofserweiterungsfläche ist keine Änderung zu 
erwarten. 
 
Hinzuweisen ist an dieser Stelle auf die stauende Lehmschicht im Untergrund, welche 
die Möglichkeit einer Regenwasserversickerung in diesem Baugebiet unterbindet. 
 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 3. und 4. (mit Unterpunkten) der Begründung 

 
Klima/Luft 
Beschreibung: Der Bereich ist zz. dem Freiraumklima zuzurechnen.  

 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll für den größten Teil des Planbereichs 
eine Misch- sowie eine Wohnbebauung ermöglicht werden, welche das Grundstück 
ökonomisch sinnvoll in einer der Umgebung angepassten Form nutzt. Hierdurch wird 
Boden versiegelt und somit die Verdunstung herabgesetzt, die Luft trockener und die 
durchschnittliche Temperatur erhöht. 
 
Für einen kleineren Teilbereich im Westen wird eine Friedhofserweiterungsfläche vor-
gesehen. 
 

Bewertung: In dem Baugebiet ist auf mehr als 50 % der Fläche mit Gärten zu rechnen Diese haben 
im Vergleich zu Ackerflächen ein erhöhtes Grünvolumen durch höher wachsende 
Pflanzen. Dadurch wird die Verdunstung erhöht und die negativen Folgen der Bebau-
ung werden ausgeglichen. 
 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 3. und 4. (mit Unterpunkten) der Begründung 

 
Landschaft/Ortsbild 
Beschreibung: Der hier betroffene Bereich ist als ausgeräumte Ackerfläche anzusprechen. 

 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll für den größten Teil des Planbereichs 
eine Misch- sowie eine Wohnbebauung ermöglicht werden, welche das Grundstück 
ökonomisch sinnvoll in einer der Umgebung angepassten Form nutzt. Hierdurch wird 
sich der östliche Ortsrand von Stederdorf weiter nach Osten in Richtung Ostumgehung 
schieben. Der Ortsrand macht zz. zum Teil einen eingegrünten Eindruck (Friedhof), 
zum Teil sind gewerbliche Schuppen und Gebäude sowie auch einige neuzeitliche 
Wohngebäude prägend.  
 
Weiterhin fällt als landschaftsprägendes Merkmal die Lindenallee an der K 20 auf, 
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welche südlich entlang der Straße bereits durch den B-Plan Nr. 28 – Stederdorf gesi-
chert ist und nördlich im Geltungsbereich des hier vorliegenden Bebauungsplanes 
festgesetzt wird. 
Für einen kleineren Teilbereich im Westen wird eine Friedhofserweiterungsfläche vor-
gesehen. 
 

Bewertung: Durch die vorliegende Planung soll das prägendste Merkmal des Landschaftsbildes in 
diesem Bereich, die Lindenallee, erhalten werden. 
 
Der bestehende Ortsrand ist in seiner Wahrnehmung insgesamt bereits als beeinträch-
tigt einzustufen. Die geplante Bebauung sowie die Friedhofserweiterungsfläche lässt 
keine weitere Verschlechterung der Situation erwarten, denn von einer Eingrünung des 
Gebiets durch Hausgärten ist auszugehen. 
 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 3. und 4. (mit Unterpunkten) der Begründung 

 
Kulturgüter/sonstige Sachgüter 
Beschreibung: Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich keine Denkmale. 

 
Die Durchführung der Planung führt zu einem Verlust von Ackerfläche. 
Im Süden des Geltungsbereichs ist der Abriss von der dort vorhandenen Feldscheune 
geplant. Sie stellt keinen kulturhistorischen Wert dar. 
 

Bewertung: Der betroffene landwirtschaftliche Betrieb wird nicht in seiner Existenz bedroht. Er 
wurde mit seinem Einverständnis durch Geldleistungen abgefunden. 
 
Kulturgüter und Denkmale werden durch die Aufstellung des Bebauungsplanes nicht 
beeinträchtigt. 
 

Wechselwirkungen: keine 

Bezug: Punkt 3. und 4. (mit Unterpunkten) der Begründung 

 
 
 
3. Eingriffsregelung gem. § 1a (3) BauGB 
 
Zur Abwägung der Naturschutzbelange werden die „Naturschutzfachlichen Hinweise zur An-
wendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ vom Niedersächsischen Landesamt für 
Ökologie von 1994 und der Landschaftsplan der Stadt Peine von 1993 (Freie Landschaftsar-
chitekten + Umweltplanung; Heimer und Herbstreit) herangezogen. 
 
 
3.1 Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 13 (Arten und Lebensgemeinschaften)  
  Karte Nr. 14 (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 

 
Schutzgebiete nach §§ 24 bis 28 a Niedersächsisches Naturschutzgesetz und besonders 
schutzwürdige Pflanzenarten sind von der Planung nicht betroffen. 
 
Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete sind von der Planung nicht betroffen. 



- 15 - 
 

... 

 
Hinsichtlich eventuell im Plangebiet vorkommender geschützter oder bestandsbedrohter Tier-
arten wurde am 31.08.2005 eine erste Bestandsaufnahme durchgeführt. Eine Feldlerche 
kreuzte zu dieser Zeit im Flug den Planbereich. Direkt im Plangebiet wurden keine Wachteln 
und Feldlerchen angetroffen. Aufgefunden wurde ein Zugang zu einem Hamsterbau. Hinsicht-
lich des Vorkommens von Feldhamstern wurde ein Fachgutachten in Auftrag gegeben. Im 
Rahmen der entsprechenden Untersuchung (Mai 2006) konnten keine Hamsterbaue oder an-
dere Hinweise auf ein Vorkommen von Feldhamstern bzw. Spuren von Hamsteraktivitäten 
festgestellt werden. Am 05.05.2008 wurde nochmals eine Bestandsaufnahme durchgeführt. 
Auch hier wurden keine Hinweise auf Feldhamster noch Hamsterbaue gefunden. Auch Feld-
lerchen und Wachteln wurden im Plangebiet nicht angetroffen. Lediglich eine Feldlerche über-
flog das Plangebiet. Es wird entsprechend davon ausgegangen, dass keine gefährdeten Tier-
arten im Plangebiet vorkommen. 
 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist die Fläche des Geltungsbereiches dargestellt als Flä-
che mit stark eingeschränkter Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes bezüglich Arten und 
Lebensgemeinschaften. Es handelt sich um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen, die bereits 
der Wertstufe 3, „naturferne Biotoptypen“, zuzuordnen sind. 
 
Durch die Bebauung und die Anlage eines Friedhofs ändert sich die Einstufung in Wertstufe 3 
nicht. Es entstehen keine erheblichen Beeinträchtigungen, also ist auch keine Kompensation 
erforderlich. 
 
Für den Ausbau der Sammelstraße muss eine Linde an der K 20 entfernt werden. Dieser 
Baum ist schräg gewachsen sowie schwachwüchsig und aus fachlicher Sicht zu entfernen.  
 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher:  Wertstufe 3 

 
 
3.2 Schutzgut Boden 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 

Karte Nr. 3 (Boden) 
Karte Nr. 18 (Boden II) 

 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt den überplanten Bereich als Fläche der Bodenty-
pen Pseudogley/Braunerde mit der Nutzungseignung als Acker dar. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts für den Aspekt Boden ist eingeschränkt. Durch die 
intensive Ackernutzung ist die Einstufung des Bodens bezüglich des Bewertungskriteriums 
Natürlichkeitsgrad in Wertstufe 2, von „allgemeiner Bedeutung“, vorzunehmen. Für die Fried-
hofserweiterungsfläche bleibt die Einstufung nach Beendigung der Maßnahme bei der Wert-
stufe 2. 
 
Nach Beendigung der Baumaßnahmen im Wohn- und Mischgebiet verändert sich die Bedeu-
tung der nun tatsächlich neu versiegelten Flächen (die K 20 ist bereits ausgebaut). Die Einstu-
fung dieser Flächen erfolgt in Wertstufe 3, von „geringer Bedeutung“. 
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versiegelte Flächen (maximal): 
 

Erschließungsflächen (neu versiegelt)    rd.   8.020 m² 
Überbaubare Flächen       rd. 14.820 m² 
         ========= 
insgesamt        rd. 22.840 m² 
 
Nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes ergeben sich (neu) versiegelbare Flächen 
von ca. 22.840 m². 
 
auszugleichende Flächen: 
 

Versiegelte Flächen      22.840 m² x 0,3 = 6.852 m² 
 
Daraus ergibt sich maximal eine auszugleichende Fläche von ca. 6.850 m². 
 
 
Als Kompensationsmaßnahme erfolgt die Anpflanzung von 27 standortgerechten Alleebäumen 
entlang der Sammelstraße. Zusätzlich dazu wird die Anpflanzung von 44 Einzelbäumen an 
Standorten auf den Privatgrundstücken festgesetzt. Durch die Pflanzung dieser Bäume wird 
ein Ausgleich für 4.260 m² geschaffen. 60 m² sind für den für die Zuwegung von der K 20 zu 
entfernenden Baum abzuziehen. Es verbleiben somit 4.200 m². 
 
 
Zusätzlich wird die Anlage der Regenrückhaltefläche mit naturnaher Bepflanzung auf  
ca. 3.155 m² Fläche sowie einer privaten Fläche für naturnahe Bepflanzung mit ca. 1.010 m² 
zur Kompensation des Eingriffes der Bebauung und Versiegelung herangezogen. Im Plange-
biet selbst können somit 8.365 m² durch private und öffentliche Anpflanzungen ausgeglichen 
werden. Weitere Kompensationsmaßnahmen sind nicht erforderlich, denn es ergibt sich eine  
Überkompensation von 1.515 m². Diese Flächen stehen zur Kompensation anderer Planungen 
zur Verfügung. 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher:  Wertstufe 2 (mit Ausnahme der real versiegelten Flächen) 
 
 
3.3 Schutzgut Wasser - Grundwasser 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 15 (Grundwasser) 

 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist das Plangebiet dargestellt als Fläche mit einer stark 
eingeschränkten Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Teilaspekt Grundwasser. 
 
Für das Plangebiet ist eine mittlere Grundwasserneubildungsrate prognostiziert. 
 
Das Schutzgut Grundwasser ist in Bezug auf Natürlichkeitsgrad der Wertstufe 2, von „allge-
meiner Bedeutung“, zuzuordnen. Diese Einstufung ändert sich nach Beendigung aller Aus-
baumaßnahmen nicht, da der Versiegelungsgrad weniger als 50 % beträgt. Es ist daher keine 
Kompensation erforderlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher:  Wertstufe 2 
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3.4 Schutzgut Luft 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 19 (Klima/Lufthygiene) 

 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt für das Plangebiet ein mäßig eingeschränktes Frei-
raumklima dar. Nach der Bebauung wird das Gebiet ein Klima kleiner Ortsrandlagen aufwei-
sen. 
 
Die Zuordnung des Schutzgutes Luft für das Bewertungskriterium Natürlichkeitsgrad erfolgt in 
Wertstufe 2. Das Gebiet ist vor und nach dem Eingriff für das Schutzgut Luft von „allgemeiner 
Bedeutung“. Da durch die Bebauung keine erheblichen Beeinträchtigungen entstehen, ist kei-
ne Kompensation erforderlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher : Wertstufe 2 

 
 
3.5 Schutzgut Landschaftsbild 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 20 (Landschaftsbild) 
 
Es handelt sich bei dem Plangebiet um eine ausgeräumte Ackerlandschaft mit Intensivnutzung 
nördlich einer Baumreihe an der K 20. 
 
Dieser Bereich weist nur eine „geringe Bedeutung“ in Bezug auf eine naturraumtypische Viel-
falt und Eigenart auf, die Einstufung erfolgt in Wertstufe 3. 
 
Nach dem Eingriff durch die Bebauung verbleibt dieser Bereich in derselben Wertstufe. Ent-
stehen wird dort ein dörflich geprägter Siedlungsrand. Da keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen auftreten, ist auch keine Kompensation erforderlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher:  Wertstufe 3 

 
 
4. Entwicklung des Umweltzustandes 
 

4.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung: 
 
Mit der Planung sind die unter Punkt 2. ermittelten Umweltauswirkungen verbunden. Eine er-
hebliche Beeinträchtigung erfährt lediglich das Schutzgut Boden durch die Umsetzung der 
geplanten Bebauung. Diese Beeinträchtigung wird durch entsprechende Festsetzungen inner-
halb des Plangebiets kompensiert. 
 
 
4.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung: 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung ist davon auszugehen, dass auf der betroffenen Fläche 
weiterhin Ackerbau in Monokultur betrieben würde. 
 
Die vorliegende Planung wird lediglich beim Schutzgut Boden zu einer erheblichen Beein-
trächtigung durch die Ermöglichung von Versiegelung durch die Bebauung führen. Der Boden 
im Bereich einer Ackerfläche ist allerdings hinsichtlich des Bewertungskriteriums lediglich von 
„allgemeiner Bedeutung“, da er bereits durch bewirtschaftungsbedingte Maßnahmen stark 
überformt ist. 
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Die nach Umsetzung der Planung tatsächlich versiegelten Flächen erfahren eine Verschlech-
terung hinsichtlich ihrer Bewertung nach Natürlichkeitsgrad („geringe Bedeutung“). Im Falle 
der „Nullvariante“ bliebe der Natürlichkeitsgrad des Bodens auch in diesen betroffenen Berei-
chen weiterhin von „allgemeiner Bedeutung“. 
 
 
5. Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
5. 1 Alternativstandort 
 
Der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Stadt Peine aus dem Jahr 2003/2004 stellt in 
Grundzügen die beabsichtigte städtebauliche Entwicklung für das Stadtgebiet dar. Die hier 
betroffenen Flächen sind im Flächennutzungsplan als Misch- und Wohnbauflächen gesichert. 
Im Anhang zum Erläuterungsbericht, im Ortsteilentwicklungskonzept, wird für den Ortsteil Ste-
derdorf das Ziel formuliert: „Mittel- bis langfristige Wohnbauentwicklung zur Arrondierung der 
Ortslage bis zur neuen östlichen Entlastungsstraße“. Die Entwicklung dieses Plangebietes 
entspricht genau diesem Ziel. Zudem stehen Flächen an anderen alternativen Standorten in 
diesem Ortsteil zz. nicht zur Verfügung. 
 
 
5.2 Alternative Planungen innerhalb des Plangebiets 
 
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden verschiedene städtebauliche Konzepte 
für einen größeren Raum geprüft. Die hier vorliegende Planung ist lediglich der erste Bauab-
schnitt eines größeren Gesamtkonzeptes (s. Anlage 5). 
 
Diskutiert wurden unterschiedliche Erschließungssysteme sowie unterschiedliche Flächenver-
teilungen zwischen Wohnbau- und Mischbauflächen. Nach Abwägung der Vor- und Nachteile 
der verschiedenen Erschließungssysteme sowie Vorliegen der gutachterlichen Prüfung der 
Immissionsbelastungen im Plangebiet wurde die vorliegende Variante entwickelt, welche den 
ermittelten Umweltbedingungen sowie den Anforderungen an ein funktionsfähiges Erschlie-
ßungssystem gerecht wird und so eine nachhaltige Siedlungsentwicklung sichert. 
 
 
6. Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

erheblicher Umweltauswirkungen 
 
Zur Vermeidung bzw. Verringerung erheblicher Umweltauswirkungen wird über textliche Fest-
setzung die Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahlen von 0,3 und 0,4 durch Ga-
ragen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, durch Nebenanlagen und bauliche Anlagen unter-
halb der Geländeoberkante auf nur 25 %, anstatt der gesetzlich zugestandenen 50%, einge-
grenzt. 
 
Als Ausgleich für das beeinträchtigte Schutzgut „Boden“ werden im Bebauungsplan Alleebäu-
me sowie standortgerechte Bäume auf Privatgrundstücken festgesetzt sowie eine private 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung „naturnahe Bepflanzung“ ausgewiesen. Zusätzlich wird 
die naturnah zu gestaltende Fläche zur Regenrückhaltung zur Kompensation herangezogen. 
 
Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten Kompensationsmaßnahmen und zur 
weiteren Minimierung des Eingriffs erwartet die Stadt Peine von den zukünftigen Bauherren 
eigenverantwortliche Beiträge zur Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen. 
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Diese Beiträge können z. B. sein: 
 

 Nachhaltige Ver- und Entsorgungskonzepte 
 Energie- und Ressourcenschonende bauliche Konzepte 
 Nutzung regenerativer Energien und CO²-mindernde oder -neutrale Bauweise 
 Begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen 
 Anpflanzen von einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen 

Verwertung des anfallenden Oberflächenwassers auf den Grundstücken 
etc. 

 
 
7. Technische Verfahren bei der Umweltprüfung 
 
Die relevanten Umweltfolgen der Bebauungsplanfestsetzungen sind in Gutachten überprüft 
worden, so dass hinreichend Beurteilungskriterien für eine umweltverträgliche Realisierung 
des Baugebietes vorliegen. 
 
Als Grundlage zur Ermittlung der Immissionen aus dem Straßenverkehr wurde die DIN 18005-
1, Teil 1 sowie das Beiblatt 1, sowie Daten einer Verkehrsuntersuchung in diesem Bereich aus 
dem Jahr 2004 herangezogen. Die Berechnungen erfolgten auf Grundlage der Richtlinien für 
den Lärmschutz an Straßen – Ausgabe 1990 – RLS-90/3/. 
 
Als Grundlage zur Ermittlung der Schallimmissionen aus gewerblichen und landwirtschaftli-
chen Betrieben wurde ebenfalls die DIN 18005-1, Teil 1 sowie das Beiblatt 1 herangezogen. 
Weiterhin wurden Befragungen und Begehungen durchgeführt, um verschiedenste Angaben 
hinsichtlich der Lärmquellen zu erfassen. Die Ermittlung der tatsächlichen Betriebszeiten ver-
schiedener Lärmquellen erwies sich für den Bereich Gewerbe als problematisch. Die Erhe-
bung blieb hier nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten zweifelhaft und unvollständig. Für die 
Gewerbebetriebe wurde entsprechend eine andere, den fachlichen Richtlinien angepasste 
Vorgehensweise zur Ermittlung der Immissionswerte, verwendet. Die schalltechnischen Aus-
wirkungen der Betriebe wurden auf Grundlage der Technischen Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm – TA Lärm/2/ in Verbindung mit der DIN-ISO 9613-2/3/ berechnet. 
 
Für die gutachterliche Abschätzung der Geruchsauswirkungen der angrenzenden landwirt-
schaftlichen Betriebe wurde eine Berechnung der relativen Häufigkeit der Geruchsstunden 
nach der Verwaltungsvorschrift zur Feststellung und Beurteilung von Geruchsemissionen des 
Landes Niedersachsen mit dem Verweis auf die Geruchsimmissions-Richtlinie GIRL des 
LAI/4/ nach TA Luft 2002/5/ (AUSTAL 2000) unter Zugrundelegung einer Meteorologiedatei für 
den Standort Braunschweig durchgeführt. Auch hinsichtlich der Geruchsimmissionen wurden 
Befragungen und Begehungen vor Ort durchgeführt. 
 
Zudem wurden die zu erwartenden Staubbelastungen durch Be- und Entladetätigkeiten stau-
bender Güter (Futtermittel und Getreide) auf Grundlage der TA Luft /5/ eingeschätzt. 
 
Sämtliche Berechnungen wurden mit dem Programm IMMI, Version 5.2 der Fa. Wölfel Meß-
systeme - Software GmbH & Co. KG durchgeführt. 
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8. Monitoring – Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 
 
Gemäß „Muster-Einführungserlass zum Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuches an EU-
Richtlinien (Europarechtsanpassungsgesetz Bau – EAG Bau)“ sind beim Monitoring erhebli-
che Umweltauswirkungen der Planung zu überwachen, um u. a. erhebliche unvorhergesehene 
nachteilige Auswirkungen der Durchführung der Planung festzustellen. 
 
Der Umweltbericht stellt für den Planbereich nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut „Bo-
den“ durch die geplante Wohnbebauung fest. Als Kompensation für das beeinträchtigte 
Schutzgut „Boden“ werden im Bebauungsplan Alleebäume sowie standortgerechte Bäume auf 
Privatgrundstücken festgesetzt sowie eine private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „na-
turnahe Bepflanzung“ ausgewiesen. Zusätzlich wird die naturnah zu gestaltende Fläche zur 
Regenrückhaltung zur Kompensation herangezogen. 
 
Eine Überprüfung der erfolgten Anpflanzung wird auf den Privatgrundstücken im Rahmen der 
Bauabnahme erfolgen. Die öffentlichen Grünanlagen und Baumpflanzungen werden durch die 
öffentliche Hand angelegt und regelmäßig ein- bis zweimal im Jahr gepflegt. 
 
Die naturnahe Bepflanzung der privaten Grünfläche ist privat anzulegen und zu pflegen.  
Überprüft wird die Anlage durch die öffentliche Hand im Zuge der ein- bis zweimal jährlichen 
Pflegetermine der öffentlichen Bepflanzungen. 
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Zusammenfassung des Umweltberichts zum Bebauungsplan Nr. 32  
(Nördlich der K 20)“ - Stederdorf - 
 
Das Plangebiet, welches rd. 58.190 m² umfasst, liegt im Nordosten des Ortsteils Stederdorf. 
Erschlossen wird es über die Kreisstraße 20. Das Gelände wird zz. ackerbaulich genutzt. 
 
Im Südwesten befinden sich zz. noch eine Feldscheune, welche für die Planung abgebrochen 
wird, sowie eine unterirdische Pumpanlage, welche an dieser Stelle erhalten bleibt. 
 
Ziel ist es, an dieser Stelle ein der Umgebung angepasstes Misch- sowie ein Wohnge-
biet mit Einzel- und Doppelhäusern sowie entsprechenden Hausgärten anzusiedeln. 
Weiterhin wird eine Erweiterungsfläche für den Friedhof planungsrechtlich gesichert. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 32 (Nördlich der K 20) - Peine -  hat keine gravie-
renden Auswirkungen negativer Art auf die Schutzgüter „Menschen“, „Pflanzen“, „Tiere, „Luft“, 
„Klima“, „Landschaft“, „Kulturgüter“ und „Sachgüter“. Lediglich das Schutzgut“ „Boden“ ist in 
den tatsächlich versiegelten Teilbereichen spürbar von Beeinträchtigungen betroffen. 
 
Diese Beeinträchtigungen werden durch die im Bebauungsplan geforderten Anpflanzungen 
kompensiert. 
 
Als Monitoring ist die Überwachung der erfolgten Anpflanzungen zur Kompensation des Ein-
griffs in den Naturhaushalt auf den Privatgrundstücken im Rahmen der Bauabnahme vorgese-
hen. Die öffentlichen Grünanlagen und Baumpflanzungen werden durch die Stadt Peine ange-
legt und regelmäßig ein- bis zweimal im Jahr gepflegt. 
 
Die naturnahe Bepflanzung der privaten Grünfläche ist privat anzulegen und zu pflegen.  
Überprüft wird die Anlage durch die öffentliche Hand im Zuge der ein- bis zweimal jährlichen 
Pflegetermine der öffentlichen Bepflanzungen. 
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Anlage 2 
 
Auszug aus der Schalltechnischen Untersuchung zum Plangebiet (Wohnungsbau) 
nördlich der K 20 in Peine (Stederdorf): 
 

 



- 23 - 
 

... 

 



- 24 - 
 

... 

 



- 25 - 
 

... 

 

 
 



- 26 - 
 

... 

Anlage 3 
 
Auszug aus der Ergänzung/Fortführung der schalltechnischen Untersuchung sowie 
Beurteilung von landwirtschaftlichen Geruchsimmissionen zum Bebauungsplan Nr. 32 
„Nördliche der K 20“ der Stadt Peine: 
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Anlage 4 

 
 
Auszug aus dem Gutachten: Feldhamster Cricetus cricetus (L. 1758) im Gebiet des Be-
bauungsplanes Nr. 32 in Peine Stederdorf 
 
 
Feldhamster – Stadt Peine – Bebauungsplan Nr. 32 Stederdorf                                               Mai 2006 
 
… 
 

4. Ergebnisse 

Auf der bei dieser Untersuchung bearbeiteten Fläche östlich von Peine-Stederdorf wurden keine Hams-
terbaue oder andere Hinweise auf ein Vorkommen von Feldhamstern bzw. Spuren von Feldhamsterak-
tivität festgestellt. 
 

5. Bewertung 

Die Untersuchungsfläche war Anfang Mai 2006 nicht von Feldhamstern besiedelt, so dass bei einem 
Beginn der Erschließungsarbeiten im Sommer 2006 keine speziellen Artenschutzmaßnahmen für den 
streng geschützten Feldhamster erforderlich werden. 
 

6. Zusammenfassung 

Aufgrund der Boden- und Grundwasserverhältnisse ist das Untersuchungsgebiet grundsätzlich als Le-
bensraum für den Feldhamster geeignet. Die Kontrolle der Fläche hat Anfang Mai 2006 jedoch keine 
Hinweise auf aktuelle Vorkommen dieser Art ergeben. Artenschutzmaßnahmen unmittelbar vor Beginn 
der Erschließungsarbeiten sind nicht erforderlich. 
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Anlage 5 
 
Entwicklungskonzept Stederdorf Nord (unmaßstäblich) 
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